
Armutskonferenz: Tafeln sind kein verlängerter Arm des Jobcenters - Staat darf Exis-
tenzsicherung nicht auf spendenfinanzierte Angebote verlagern

Berlin, 21.Oktober 2022 – In der Debatte über Energiearmut, das neue Bürgergeld und ein
menschenwürdiges Existenzminimum kritisiert die Nationale Armutskonferenz, dass die Poli-
tik immer mehr staatliche Aufgaben auf die Tafeln und andere gemeinnützige Angebote ver-
lagert. „Es kann nicht sein, dass Menschen, denen das Notwendige fehlt, sich auf eine Ver-
sorgung auf Spendenbasis verlassen müssen“, kritisiert Michael David, Sprecher der AG
Grundsicherung der Nationalen Armutskonferenz (nak). An vielen Orten übernähmen zum
Beispiel die Tafeln Aufgaben, die eigentlich durch die Jobcenter gelöst werden müssten.
„Tatsächlich sind Tafeln aber eine Maßnahme gegen Lebensmittelverschwendung“, sagt Da-
vid: „Sie können, wollen und dürfen sozialstaatliche Regelleistungen nicht ersetzen.“

Die Nationale Armutskonferenz fordert, die sozialen Menschenrechte der Menschen in
Deutschland in diesem Herbst zum Maßstab staatlicher Hilfen zu machen. „Die Entlastungs-
pakete der Bundesregierungen haben die Situation von in Armut Lebenden kaum im Blick“,
kritisiert David. „Einmalzahlungen und Steuerentlastungen bringen denen nichts, die keinerlei
Reserven haben.“ Auch decke die zum Januar 2023 geplante Erhöhung des Bürgergeldes
von 50 Euro für die ärmsten zehn Prozent der Bevölkerung gerade einmal die Hälfte der
durch die Inflation gestiegenen Kosten ab.

Jürgen Schneider, Interessenvertreter von Menschen mit Armutserfahrung in der nak-Koordi-
nation: „Nötig wären 100 Euro zum Sofortausgleich. Aber auch schon vor der Inflation war
der Regelsatz um über 180 Euro zu niedrig. Die beliebigen Streichungen von Kosten für Kü-
chenuhren, Weihnachtsbäume, Meerschweinchenfutter, Speiseeis, Balkonpflanzen und viele
andere Positionen haben den Regelsatz künstlich auf Kante genäht.“

Grund für dieses „schmale Schein-Existenzminimum“, so Jürgen Schneider, sei die Ignoranz
den sozialen Rechten der Menschen gegenüber. „2010 wurde nach einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts das Lohnabstandsgebot aus den Sozialgesetzbüchern gestrichen.
Aber immer noch wird so getan, als sei dieses das höchste sozialstaatliche Glaubensbe-
kenntnis. Dabei müssen Löhne zum Leben reichen, nicht minimale Sozialleistungen Men-
schen in prekäre Beschäftigung treiben.“

„Tatsächlich müsste sich die Bundesregierung am Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte orientieren“, erläutert Michael David. „Das Existenzminimum ist
keine Gnade und kein Almosen, sondern ein verbrieftes, weltweit geltendes Menschenrecht.“

Hintergrund:
Die Positionen und weitergehenden Forderungen der Nationalen Armutskonferenz zur sozia-
len Krisensituation in diesem Herbst finden Sie hier:

Menschenwürdiges Auskommen statt Naturalien! Der Staat darf die Verantwortung für die
Sicherung des menschenwürdigen Existenzminimums nicht länger auf Tafeln u.a. verschie-
ben! https://www.nationale-armutskonferenz.de/2022/10/20/positionspapier-menschenwuer-
diges-auskommen-statt-naturalien/

Existenzsicherung in der Krise und darüber hinaus - Stellungnahme der Nationalen Armuts-
konferenz als Reaktion auf das Dritte Entlastungspaket der Bundesregierung und die ersten
Schritte der Bürgergeldreform (https://www.nationale-armutskonferenz.de/2022/10/20/stel-
lungnahme-existenzsicherung-in-der-krise-und-darueber-hinaus/)



Die Nationale Armutskonferenz (nak) ist ein Bündnis von Organisationen, Verbänden und Ini-
tiativen, die sich für eine aktive Politik der Armutsbekämpfung einsetzen. Sie wurde im
Herbst 1991 als deutsche Sektion des Europäischen Armutsnetzwerks EAPN (European Anti
Poverty Network) gegründet. Neben Verbänden wirken in der nak auch Menschen mit Armut-
serfahrung bzw. Selbsthilfeorganisationen mit, die ihre Erfahrungen und Perspektiven ein-
bringen und ihre Lösungsansätze im Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung aufzei-
gen.

Mitgliedsorganisationen: AG Schuldnerberatung der Verbände; Armut und Gesundheit in
Deutschland e.V.; Armutsnetzwerk e.V.; AWO Bundesverband e.V.; Bahnhofsmission
Deutschland e.V.; BAG der Landesseniorenvertretungen; BAG Schuldnerberatung e.V.; BAG
Soziale Stadtentwicklung und Gemeinwesenarbeit; BAG Wohnungslosenhilfe; BBI – Bundes-
betroffeneninitiative wohnungsloser Menschen; Bundesverband Kulturloge e.V.; Deutscher
Berufsverband für Soziale Arbeit e.V. (DBSH), Deutscher Bundesjugendring; Deutscher Cari-
tasverband e.V.; Deutscher Gewerkschaftsbund; Diakonie Deutschland; Gesundheit Berlin-
Brandenburg e.V.; Institut für Finanzdienstleistungen e.V. (IFF); Internationaler Bund (IB)
Freier Träger der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit e.V.; Landesarmutskonferenz Baden-
Württemberg; Landesarmutskonferenz Niedersachsen, Landesarmutskonferenz Rheinland-
Pfalz; Selbstvertretung Wohnungsloser Menschen e.V., Tafel Deutschland e.V.; Verband al-
leinerziehender Mütter und Väter, Bundesverband e.V.; Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland


